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Längst haben wir es uns angewöhnt, die Fragen und Probleme unseres tägli-
chen Lebens aufgeteilt in einzelne Fachdisziplinen und Politikbereiche zu be-
trachten und nur noch quantitativ zu messen.

Die allem menschlichen Leben zugrunde liegende Mensch -Natur -Beziehung
bleibt ausgeklammert. Ein dieser komplexen Grundlage entsprechender syste-
mischer Denkansatz, d.h. ein Denken in Wirkungsketten, das anstrebt, ge-
schlossene Stoffkreisläufe herzustellen und das die Wirkungsgesetze der Selbst-
regulierung natürlicher Systeme beachtet, ist aber erforderlich.

Dieser Ansatz bedingt, uns zunächst einmal einen Überblick zu schaffen, in
welchem Spannungsfeld gesellschaftlicher und sozioökonomischer Einflüsse
die Wohnungsfrage heute steht, wie sie sich in Stuttgart konkret stellt, bzw.
wie sie mit herkömmlicher Politik gelöst werden soll, um dann in einem letzten
Schritt – quasi als Auswertung – zu eigenen Vorstellungen zu kommen. �
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Wohnungsfrage und nachhaltige Stadtentwicklung
in Stuttgart

Von Utz Rockenbauch

Vorwort

Kapitel 1
Der sogenannte Wohnungs-
bedarf

Zur Erörterung dieser Frage schlagen
wir ein umfassenderes Herangehen
vor statt dem allgemein Üblichen,
dem der statistisch gewonnenen
Trendprognose. Es erscheint uns nicht
unerheblich, alle gesellschaftlichen
Faktoren, die Wohnungsbedarf auslö-
sen, zu erfassen. Anders ausgedrückt,
es erscheint uns notwendig, alle aus

unserer Produktions- und Lebenswei-
se resultierenden Nachfragefaktoren
und Impulse möglichst vollständig zu
kennen und zu benennen.
� Als Erstes müssen wir uns über die
wirtschaftliche bzw. die sozioökono-
mische Entwicklung unserer Gesell-
schaft und die daraus resultierende
Raumstruktur und Raumnutzung
Klarheit verschaffen. So haben sich
heute, bedingt durch die bei uns vor-
herrschende industrielle Waren-Mas-
senproduktion, die Funktionen Arbei-
ten und Wohnen baulich und räum-
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geln in einem nicht unerheblichen
Maße die Lebensansprüche und Le-
bensgewohnheiten der darin Wohnen-
den, nicht zuletzt natürlich aber auch
deren Einkommenssituation. Auch ein
zunehmender Warenfetischismus im
Zusammenhang mit dem Besitz einer
Wohnung lässt sich in unserer Gesell-
schaft nicht mehr leugnen.
� Daneben wirken natürlich auch die
kapitalistischen Einflüsse auf dem
Wohnungsmarkt. Sind doch Boden,
Wohnungen und Häuser in unserer
Gesellschaft Waren, mit denen speku-
liert wird, mit denen Geschäfte ge-
macht werden. Auch die Bauproduk-
tion selbst ist kapitalistisch geprägt.
So bauen heute vorrangig Investoren,
Wohnungsbaufirmen und Banken,
und nicht Privatleute Wohnungen.
Nicht unwesentlich ist auch die öffent-
lich geförderte, kreditfinanzierte Bau-
tätigkeit sowie das durch Steuerspar-
und Abschreibungsmodelle motivier-
te Bauen.
� Neuerdings nimmt auch der speku-
lative Wohnungsbau in westlichen
Zentren beachtliche Ausmaße an. Er
reagiert auf die wirtschaftlich bedingte
Bevölkerungswanderung von Ost nach
West, weil die westlichen Zentren ver-
suchen, im großen Stil Arbeitsplätze an
sich zu ziehen. Diese Entwicklung
wird massiv gefördert durch politische
Entscheidungen, wie z.B. die Festle-
gung von „Zentralen Orten“ und „Me-
tropolenregionen“ in den Raumord-
nungsplänen der Regionen, der Länder
und denen der Europäischen Union,
oder durch Werbeaktionen und Stadt-
imagepflege und durch die Förderung

lich nahezu vollständig von einander
getrennt. Es haben sich vorher unbe-
kannte eigenständige Bau- und Raum-
strukturen (Fabrik, Wohnhaus, Indu-
strie-, Wohn-, Einkaufsgebiet usw.) so-
wie eine alles überlagernde, verbin-
dende Verkehrstruktur etabliert, die
heute den Raum und unser Leben do-
minieren. Auch die Struktur- und die
Bewegungsgesetze unserer kapitalisti-
schen Wirtschaftsweise (Wachstum,
Verbrauch, Wettbewerb, Konkurrenz
um Märkte, Arbeitskräfte und Res-
sourcen, Konzentration, Monopolisie-
rung, Verflechtung, Clusterbildung),
also die Art und Weise, wie heutzutage
produziert, ausgetauscht und konsu-
miert wird, prägen die aktuelle Raum-
nutzung und -struktur: Konkurrenz
um Standorte, Umnutzung, Citybil-
dung (= Verdrängung von Wohnraum,
monofunktionale Innenstädte), wach-
sende und schrumpfende Räume, mit-
einander konkurrierende schnelle Ver-
kehrsstrukturen, Energie- und Wasser-
versorgungsnetze sowie Entsorgungs-
netze (Müll, Abwasser etc.).
� Auch sind die demographischen
Anforderungen zu klären, also die
Frage nach der Entwicklung der Al-
tersstruktur, der Geburtenrate, der Fa-
milienstruktur und Familiengröße un-
serer Gesellschaft, aber auch die nach
der Bevölkerungswanderung. Wie das
und mit welchem Ergebnis dies ge-
schieht, erörtern wir in Kapitel zwei.
� Nicht weniger wichtig ist die Fra-
ge, wie sich die Lebensweisen und
-stile auf die Wohnungsnachfrage
auswirken. Art, Größe, Lage und Aus-
stattung einer Wohnung widerspie-



Heute ist die Prognose, also die sta-
tistische Trendforschung, das wichtig-
ste Instrument der gesellschaftlichen
Bedarfsforschung. Auch der sog. Woh-

sogenannter „weicher Standortfakto-
ren“, die heutzutage alle wirtschaftlich
„modern“ strukturierten, kapitalstar-
ken Räume in munterer Konkurrenz
gegeneinander betreiben.
� Der Vollständigkeit halber darf
auch ein Hinweis auf den Faktor
Reproduktion von Wohnraum nicht
fehlen. Dabei sollte man allerdings
unterscheiden zwischen dem Abgang
an Wohnungen aus Altersgründen
(weil diese baufällig sind oder nicht
mehr den heutigen Sicherheits- und
Hygienestandards entsprechen) und
dem Abgang von Wohnungen aus Spe-
kulations- und Umnutzungsgründen.

Die gesellschaftlichen Faktoren, die
eine Wohnungsnachfrage auslösen,
sind also wesentlich vielfältiger, als
sie im Allgemeinen in der politischen
Diskussion und im sog. Stadtpla-
nungsdiskurs dargestellt werden, wo
man sich weitgehend auf die demo-
graphischen Faktoren beschränkt. Für
uns, die wir uns um einen nachhalti-
gen Entwicklungsweg bemühen, sind
möglichst alle Nachfrage auslösenden
Faktoren abzuwägen.
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Kapitel 2
Instrumente der aktuellen
Wohnungsbedarfsermittlung
und der Wohnungsbau-
förderung

nungsbedarf wird über eine solche
Methodik ermittelt, gelegentlich er-
gänzt durch politische und spekulati-
ve Annahmen, wie durch Meinungs-
umfragen bei Wohnungssuchenden
oder Immobilienmaklern. Wie man
dabei vorgeht, wollen wir hier in aller
Kürze darstellen.

Die statistische Methode baut auf
der in regelmäßigen Abständen fort-
geschrieben Einwohnerprognose des
Statistischen Amtes der Stadt Stuttgart
auf. Diese Einwohnerprognose basiert
auf der Zahl der jährlich im Einwoh-
nermelderegister erfassten Personen,
den Faktoren der sog. natürlichen Be-
völkerungsbewegung (Geburten- und
Sterberate), denen der Alters- und Ge-
schlechterstruktur und denen der
Wanderungsbewegungen (Zu- und
Wegzug). Daraus lassen sich über die
Jahre ein Trend, Trendvarianten und
ein sog. wahrscheinlicher Trendver-
lauf errechnen.

Aus der Einwohnerprognose wird
(ohne weitere Umrechnung) die Be-
völkerungszahl pro Haushalt abge-
leitet. Daraus wird dann über ein spe-
zielles Verfahren, welches eine Viel-
zahl familiärer Beziehungen als Indi-
katoren, die den Haushaltezusam-
menhang beschreiben, verarbeitet, die
Zahl der sog. Privathaushalte gene-
riert bzw. ein Trendmodell eines
künftigen Haushaltebildungsverhal-
tens (Haushalteprognose) errechnet
und Annahmen über das zu erwar-
tende Wohnungsnachfrageverhalten
(Wohnungsbedarf) errechnet. Aus der
Gegenüberstellung dieser Daten mit
dem vorhandenen Wohnungsbestand



dererseits werden die Daten der sog.
Vormerkdatei (Wohnberechtigte mit
Wohnberechtigungsschein), die frühe-
re Notfallkartei (zum 31. 12. 2005
immerhin 3015 Haushalte, davon 1561
Dringlichkeitsfälle), nirgendwo be-
rücksichtigt. Zahlen für einen verläss-
lichen Wanderungstrend gibt es auch
nicht, da dieser erfahrungsgemäß im-
mer auch von übergeordneten politi-
schen und wirtschaftlichen Einflüssen,
die man auf Stadtebene kaum beein-
flussen kann, überlagert bzw. beein-
flusst wird.

Zu den indirekten Förderungsinstru-
menten zählt neuerdings das so ge-
nannte „nachhaltige Bodenmanage-
ment“ als der Versuch, vorhandene
Rest- und Umnutzungsgrundstücke
auf dem Stadtgebiet über eine zentrale
Erfassung möglichst schnell wieder
dem Bodenmarkt zur baulichen Ver-
wertung zuzuführen. Da gleichzeitig
aber auch neues Bauland ausgewiesen
wird, ist ein sparsamer und nachhalti-
ger Umgang mit der Ressource Boden
davon nicht zu erwarten. Das gilt auch
für die davon erhoffte Innenentwick-
lung, zumal diese – in unserer Gesell-
schaft unvermeidlich – ja auch noch
den Einflüssen der Boden- und Stand-
ortspekulation unterliegt. Ähnliches
gilt für die Instrumente der Bauleitpla-
nung (Flächennutzungs- und Bebau-

ermittelt sich dann der Wohnungs-
versorgungsgrad, das Wohnungsdefi-
zit oder der Wohnungsüberschuss.

Auf diese Art und Weise ergibt sich
für Stuttgart, dass trotz sinkender
Einwohnerzahlen bis 2020 ein jährli-
cher Wohnungsneu- und Wohnungs-
ersatzbedarf von insgesamt 700 Woh-
nungen besteht. Dies vor allem des-
halb, weil man zu Grunde legt, dass
die Zahl der Privathaushalte vor al-
lem durch eine Zunahme der Ein-
und Zweipersonenhaushalte kaum
sinken wird. Dabei wird von der
Annahme „je Haushalt eine eigene
Wohnung“ im Sinne der alleinigen
Verfügbarkeit, nicht also von der
rechtlichen Situation als Mieter oder
Eigentümer ausgegangen. Wissen
muss man auch, dass z.B. junge Er-
wachsene, die noch bei ihren Eltern
wohnen, obwohl sie bereits selbst-
ständig wirtschaften, definitorisch ei-
nen eigenen Haushalt darstellen. Un-
terstellt bzw. erwartet wird auch,
dass der Anteil des Wohnungsersatz-
bedarfs, begründet durch Umwid-
mung und Gebäudeabriss, bei über 60
Prozent liegen wird.

Bereits an dieser Stelle wird schon
klar, wie in den Ansprüchen unserer
Gesellschaft begründete Erschei-
nungen unbesehen zu fortwährenden
Trends werden. Noch fragwürdiger
wird es allerdings, wenn zu den vor-
genannten Zahlen ein weiterer Woh-
nungsbedarf von jährlich 790 Woh-
nungen aufgesattelt wird, weil man
den – angeblich durch die Struktur des
Wohnungsmarkts bedingten – Wande-
rungsverlusten vorbeugen müsse. An-
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Kapitel 3
Aktuelle indirekte und direkte
Förderungsinstrumente



ungspläne), die der kommunalen Ho-
heit unterliegen und vorrangig dazu
dienen, Flächenreserven anzulegen.

Nicht fehlen darf auch ein Blick auf
die Implikationen und Vorgaben der
übergeordneten, überregional, län-
derübergreifend und europaweit vor-
angetriebenen politischen Raumord-
nung und deren Erscheinungs- und
Ausdrucksformen: Zentrale Orte und
Metropolenregionen. So sieht z.B. das
Metropolenkonzept, verstanden als
ein Konzept der Vernetzung regiona-
ler Zentren über schnelle Verkehrsnet-
ze, ausdrücklich die Siedlungsent-
wicklung nicht in den Zentren, son-
dern in den Randzonen und entlang
der Achsen vor. Die Zentren bleiben
zentralen Nutzungen und Dienstlei-
stungen vorbehalten.

Direkt bedarfsfördernd wirken die
verschiedenen Methoden der kommu-
nalen und staatlichen Wohnungs-
bauförderung, wie z.B. Zins- und
Kreditförderungsmodelle, Abschrei-
bungsmöglichkeiten, die in der Zwi-
schenzeit abgeschaffte so genannte
Eigenheimförderung, die Förderung
des Wohnungsbaus junger Familien.
Auch der „Soziale Wohnungsbau“ und
dessen angebliche Sozialbindung in
Form der sog „Kostenmiete“ (eigent-
lich ein staatlich gefördertes und ge-
setzlich garantiertes Mieterhöhungs-
programm für Investoren und Woh-
nungsbaukonzerne) muss hier einge-
ordnet werden. So betrachtet ist es
schlussendlich nicht einmal zynisch zu
behaupten: Es geht längst nicht mehr
um ein gesellschaftliches oder gar um
ein individuelles Recht auf eine Woh-
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nung, sondern um den Markt und um
Verwertungsinteressen, die politisch
bedient werden sollen.

Eine nachhaltige Entwicklung weg
von unserem heutigen Naturver-
brauch wird sich an anderen Prioritä-
ten und Zielen messen lassen müssen.

Alles menschliche Leben zeichnet sich
seit jeher durch zwei grundlegende,
stofflich und räumlich wirkende Be-
wegungsgesetze der Mensch-Natur-
Beziehung aus: Erstens befinden wir
Menschen uns in einem fortwähren-
den Stoffwechselprozess mit der je-
weiligen Umgebungsnatur: Stoffent-
nahme (Verbrauch), Stoffeinträge (Ab-
fälle, Emissionen), Stoff- und Energie-
transformation. Zweitens statten wir
die jeweilige Umgebungsnatur mit
Gehäusen, Gefäßstrukturen und Sy-
stemen aus. Wir schaffen Raumstruk-
turen zum Zwecke der darin und dar-
über ablaufenden Lebensprozesse.
Daraus resultiert die Notwendigkeit
menschlicher Bewegung im Raum, al-
so Verkehr. Die weiteren Folgen: Vom
Mensch geschaffene naturräumliche
Veränderungen bis hin zur Destabili-
sierung der Ökosphäre, Zwang zu im-
mer schnelleren Bewegungen in Raum
und Zeit. Und letztlich, unter heutigen
Bedingungen, die kapitalistische Ver-
wertung aller Ressourcen, aller Na-
turräume und der Zeit in Warenform.

Kapitel 4
Wohnen ist ein Grundlebens-
bedürfnis



natürlichen Lebensgrundlagen nicht
gravierend verändert, nicht unwider-
ruflich zerstört werden. Sie baut auf
die Möglichkeit einer gesellschaftli-
chen Entwicklung in den Grenzen des
vorhandenen Umweltraums und des-
sen weseneigenen natürlichen Repro-
duktionsvermögens. Dies ist die Leitli-
nie unserer Vorstellung von Woh-
nungsbaupolitik. Dazu erscheint es
sinnvoll, folgende Nachhaltigkeits-
grundsätze, die bereits an anderer
Stelle entwickelt worden sind, als Ori-
entierungsmaßstab einzuführen:

Grenzen der Umwelt und Festlegung
von Entwicklungsgrenzen
Wenn unsere Öko- und Biosphäre
endlich ist und es uns darum geht,
die natürliche Reproduktionsfähig-
keit von Luft, Wasser, Boden zu er-
halten, müssen vor Ort bzw. inner-
halb konkreter räumlicher Bezüge,
also eines geografischen Milieus, ei-
ner Stadt, einer Region., deren Repro-
duktionszyklen, Potenziale und Gren-
zen festgestellt und bestimmt werden.

Dies ist bzw. sollte die Aufgabe
von Forschung und Wissenschaft
sein, auch der Hochschule. Es muss
auch endlich damit begonnen wer-
den, in Handlungs- und Wirkungs-
ketten zu denken, und versucht wer-
den, geschlossene Stoffkreisläufe her-
zustellen bzw. zu erhalten, z.B. beim
Grad der Bodenversiegelung und de-
ren Auswirkung auf den Luft- und
Wasserkreislauf, auf Staubbindung
und Temperaturkonstanthaltung.

Natürlich braucht das alles seine
Zeit. Es wird deshalb notwendig

Die o. g. Grundprozesse widerspie-
geln sich nicht von ungefähr auch in
unserer Sprache:

– unterkommen – Unterkunft
– bewohnen – wohnen – Wohnung
– behausen – hausen – Haus
– umgeben – Umgebung.

So gesehen ist es nicht verwunderlich,
dass die Unterkunft, die Wohnung,
das Haus, der Platz, der Raum als ele-
mentare Notwendigkeit persönlicher
und gesellschaftlicher Reproduktion
immer und zu allen Zeiten, sozusagen
wesenseigen, im Zentrum mensch-
licher Lebensäußerung und gesell-
schaftlichen Tuns standen und stehen.

Wir liegen also nicht falsch, wenn
wir das „Lebensbedürfnis“ nach den
„eigenen vier Wänden“ und dem
„Dach über dem Kopf“ politisch her-
vorheben und darauf bestehen, die
Wohnungsfrage als eines der zentra-
len Handlungsfelder kommunaler Da-
seinfürsorge als auch einer nachhal
tigen Stadtentwicklung in den Mittel-
punkt kommunalpolitischen Han-
delns in Stuttgart zu stellen.

Die Notwendigkeit einer nachhaltigen
Wohnungs- Siedlungs- und Verkehrs-
politik gründet in der Tatsache, dass
die Bodenfläche endlich ist, in der Ein-
sicht, dass unsere Öko- und Biosphäre
nur soweit verbraucht (Umweltver-
brauch) werden kann, als unsere
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Kapitel 5
Umrisse einer nachhaltigen
Wohnungspolitik



sein, bei Entscheidungsprozessen der
Vermeidung potenziell kritischer
Risiken für das Ökosystem Vorrang
einzuräumen, ein Vorsorgeprinzip
einzuführen.

Daraus folgt in logischer Konse-
quenz, alles zu vermeiden, was unse-
ren gebauten Stadtraum und seine
Untergliederungen künstlich auswei-
tet und aufbläht (Außenentwicklung,
Verdichtung, Monostruktur), und
überlastet mit Einwohnern, Besuchern

9

und Verkehr (Metropolenkonkurrenz,
Stadtmarketing) und von Ressourcen-
und Energieimporten und dem Müll-
tourismus abhängig macht.

Gemeinwohlorientierung und Sozia-
le Gerechtigkeit
Beim Ressourcen- und Energiever-
brauch muss der größtmögliche ge-
sellschaftliche Nutzen unter dem Ge-
sichtspunkt der sozialen Gerechtigkeit
im Vordergrund stehen. Soziale Un-

Von der öffentlichen Hand zu 88 Prozent geförderte städtebauliche Sanierungs-
maßnahme im Bohnenviertel, Stuttgart Mitte (1977–1990), mit 60 Prozent Sozial-
wohnungen im Erbbaurecht. Ursprünglich war geplant, das ganze Viertel abzu-
reißen und ein technisches Rathaus dort zu errichten. Breite Bürgerproteste hatten
das verhindert. Foto: Michael Weiß



Umweltgerechtigkeit
Und schließlich geht es um Umwelt-
gerechtigkeit, das heißt, um maxima-
len wirtschaftlichen Ertrag per Einheit
verwendeter Ressourcen, Energie und
erzeugtem Abfall. Das bedeutet Er-
höhung der Haltbarkeit, bessere Ener-
gieeffizienz, effizientere Ressourcen-
verarbeitung, Verbrauchsreduzierung,
Vermeidung von Verbrauch nicht er-
neuerbarer Ressourcen, aber auch den
generellen Ausstieg aus der atomaren
und fossilen Energieerzeugung und
Verbrennung, Ausbau einer regenera-
tiven Energieversorgung, Beachtung
der Regenerierbarkeit natürlicher Res-
sourcen, geschlossene regionale Stoff-
kreisläufe, Wiederverwertung, Rück-
gewinnung, einfache Verfahren, Nut-
zung und Erhalt regionaler Ressour-
cen und Wirtschaftskreisläufe. Hieran
muss sich nicht zuletzt natürlich der
gesamte Bauprozess, von der Erzeu-
gung der Bauprodukte, der eigentli-
chen Bauproduktion, also der Neu-
bautätigkeit bis hin zum Erhalt und
dem Betrieb der vorhanden Bausub-
stanz messen lassen.

Wie bereits angedeutet wurde, heißt
Bau- und Siedlungstätigkeit immer
auch Inanspruchnahme naturräum-
lich begrenzter Ressourcen, d.h. Um-
weltverbrauch, Verbrauch erneuerba-

gleichheit provoziert und fördert um-
weltschädigende Lebensweisen und
verhindert notwendige Verhaltensän-
derungen. Mehr noch: Ohne eine
gleichberechtigte Teilhabe aller an der
gesellschaftlichen Wohlfahrt und an
der Nutzung der natürlichen Ressour-
cen kann keine aktive, selbsttätige und
verantwortliche Teilnahme der Bürge-
rinnen und Bürger am gesellschaftli-
chen Lebensprozess entstehen. Eine
partizipative Form der Demokratie
steht auf der Tagesordnung.

Wir sind fest davon überzeugt, dass
hierin auch der Schlüssel zur Einlö-
sung des nächsten Nachhaltigkeits-
grundsatzes liegt, nämlich dem der
Nachfragesteuerung, verstanden als
ein sich selbst regulierender politi-
scher Prozess der Nachfrage nach
nachhaltigen Gütern und Lebensfor-
men, der einen optimalen Kompro-
miss zwischen Umweltgerechtigkeit
und Gemeinwohl findet.

In einer solchen Bewegung, wir
denken dabei an Formen wie Bürgeri-
nitiativen, Bürgerforen, Bürgerhaus-
halte, Selbsthilfegruppen, Kollektive
aller Art, runde Tische, Lokale Agen-
den, Tauschringe, Genossenschaften,
Stiftungen und nicht zuletzt natürlich
auch Bauherrengemeinschaften, Mie-
terselbstverwaltungen usw., liegt auch
die Chance zur Herausbildung einer
solidarischen Ökonomie als einer
Kraft, die wegführt von der kapita-
listischen Ausbeutung von Mensch
und Natur und von der Deformierung
aller nur denkbaren Lebensäußerun-
gen einschließlich der natürlichen Le-
bensgrundlagen zu Waren.
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Kapitel 6
Maßstäbe zur Entwicklung
des gebauten Raums und
der Bautätigkeit



rer und nicht erneuerbarer Ressourcen
sowie die Belastung der Ökosysteme
des Umweltraums mit Schadstoffen
und Abfällen als „Senke“.

Im Vordergrund steht dabei der
Verbrauch der erneuerbaren Ressour-
cen Boden, Wasser und Luft. So wird
beim „Bauen“ bekanntlich der Boden
vorrangig als Fläche beansprucht (ver-
siegelt), und damit seiner ökologi-
schen Funktion bei der Aufrechterhal-
tung des Wasserhaushalts, beim Aus-
tausch der Erdoberfläche mit der At-
mosphäre (Luft- und Wasserkreislauf),
bei der Bindung von Kohlenstoff,
beim Abbau von Schadstoffen (Filter,
Speicher, Pufferfunktion), der Bewah-
rung der Genreserven, bei der Lebens-
mittelproduktion und als Lebensraum
für Flora, Fauna und der Bioorganis-
men entzogen, gleichzeitig aber auch
seiner Fähigkeit, sich selbst zu repro-
duzieren, unwiderruflich beraubt.

Spürbar wird dieser Verlust vor al-
lem heute schon in den städtischen
Ballungsräumen, wo die Versiegelung
in Kombination mit einer dichten Be-
bauung zu einer negativen Verände-
rung des lokalen Klimas ( Aufheizung,
Verringerung der Luftfeuchtigkeit,
verstärkte Staubbildung, Grundwas-
serabsenkung ) führt.

Nicht erneuerbare Ressourcen
werden beim „Bauen und Wohnen“
vor allen in Form von Baumateria-
lien und Energie verbraucht. So liegt
z.B. der Energieverbrauch der priva-
ten Haushalte in der BRD seit 1993
konstant bei ca. 30% des nationalen
Energieverbrauchs. Nicht zuletzt
„produziert“ jede Bau- und Sied-
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lungstätigkeit auch Emissionen und
Stoffeinträge, die die für Mensch und
Tier unentbehrliche Regelungs- und
Trägerfunktion der Natur, d.h. deren
Fähigkeit, die stofflichen, energeti-
schen und biochemischen Prozesse
des Naturhaushalts, z.B. die Um-
wandlung von Sonnenenergie in Bio-
masse, aufrecht zu erhalten und die
Folgen menschlicher Eingriffe auszu-
gleichen, beeinträchtigen. In erster
Linie handelt es sich dabei beim
„Bauen“ um CO2-feste Abfälle und
Schmutzwasser. All diese hier nur
grob angedeuteten Zusammenhänge
machen es notwendig, bevor wir uns
konkreter mit Stuttgart befassen, fol-
gende Maßstäbe einer nachhaltigen
Bau- und Siedlungstätigkeit einzu-
führen:

Volumen, Art und Maß der Sied-
lungs- und Bautätigkeit orientieren
sich zukünftig nicht mehr an wirt-
schafts-, markt-, macht- und raumord-
nungspolitischen Wachstums- bzw.
Strukturstrategien, sondern an den
naturräumlich vorhanden Grenzen
und Potenzialen eines regionalen
Siedlungs- und Wirtschaftsraums, so-
wie dessen Belastungen.

Die Nutzungsrate sich erneuern-
der Ressourcen (Boden, Wasser, Luft,
Wälder, Nahrung, Fischbestände und
Pflanzen, sowie deren Ökosystemlei-
stungen) darf deren Regenerationsra-
te, sowie die Leistungs- und Funkti-
onsfähigkeit des jeweiligen Ökosy-
stems nicht überschreiten. Wobei die
Nutzungsintensität sowie die Nut-
zungsart, d.h. die Art und Form der
Bewirtschaftung der jeweiligen Res-

1.

2.



dem „naturgesetzlichen“ Paradigma
eines fortschreitenden Wachstums. Sie
kalkuliert mit Markt und Konkurrenz,
mit privater, kapitalistischer Bereiche-
rung, mit Eigentum und Privatisie-
rung. Dabei werden Strategien wie die-
jenigen der Zentralen Orte und der
Metropolenregion genauso wie sozial-
wissenschaftliche Methoden, beispiels-
weise der statistischen Trendforschung
und Prognose oder einfach die soge-
nannten Machbarkeitsstudien ange-
wandt, denen allesamt gemeinsam ist,
dass sie von den sozioökonomischen
und ökologischen Grundbeziehungen
unserer Gesellschaft abstrahieren, bzw.
diese erst gar nicht wahrnehmen und
vor allem dadurch dazu beitragen, Ka-
pitalverwertungsinteressen wie Expan-
sion, Zentralisierung und Beschleuni-
gung stillschweigend durchzusetzen.

Eine Strategie der nachhaltigen Ent-
wicklung hingegen anerkennt na-
turräumliche Grenzen und leitet Ent-
wicklung aus den Dimensionen und
Wirkgesetzen des Umweltraums ab.
Sie versucht ihre Methodik und Ziele
am dauerhaften Erhalt der natürlichen
Reproduktionsfähigkeit der Umwelt-
medien Luft, Wasser und Boden sowie
der jeweiligen lokalen Ökosysteme
festzumachen.

Es wäre jedoch zu einfach zu glau-
ben, es gehe nur um einen Strategie-
und Methodenwechsel, sozusagen um
einen besseren Umweltschutz. Es geht
um weit mehr. Es geht darum, gleich-
zeitig auch die Wirkgesetze der heute
zum Weltmodell gewordenen kapitali-
stischen Produktions- und Lebenswei-
se (Globalisierung) und deren verin-

source gleichermaßen beachtet wer-
den müssen.

Die Reichweite der nachgewiese-
nen nicht erneuerbaren Ressourcen
(Material, Rohstoffe, fossile Energien)
ist über die Zeit zu erhalten. Minde-
stens aber darf deren Nutzungsrate
die Rate des Aufbaus sich regenerie-
renden Ressourcen nicht überschrei-
ten (Ersatzstrategie).

Die Freisetzung von Stoffen darf
die Aufnahmefähigkeit der Umwelt-
medien und Ökosysteme nicht über-
schreiten. Stoffeinträge sind fortschrei-
tend weiter abzubauen. Nicht ver-
meidbare Abfälle sind über eine Stra-
tegie des Recycling und der Kreislauf-
wirtschaft abzubauen bzw. der Wie-
derverwertung zuzuführen.

Das Zeitmaß der menschlichen
Eingriffe muss in einem ausgewoge-
nen Verhältnis zum Zeitmaß der
natürlichen Prozesse stehen, sei es der
Abbauprozesse von Abfällen, der
Regenerationsrate von erneuerbaren
Rohstoffen oder Ökosystemen.

Die Wohnungsfrage, bzw. der Woh-
nungsbau ist ein Kapitel des Themas
Stadt- und Raumentwicklung, ge-
nauer des Themas Nutzung und Her-
richtung des gebauten und ungebau-
ten Raums. Das wird bereits in der
Überschrift festgemacht.

Die heute praktizierte Stadt- und
Raumentwicklungsplanung basiert auf
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Kapitel 7
Strategische Überlegungen



nerlichten Regulierungsformen wie
denen des Privateigentums, der Kon-
kurrenz, des Wachstums, des Profits,
der parlamentarisch repräsentativen
Oligarchen- und Lobbydemokratie
zugunsten von Regulierungsformen
der Selbsttätigkeit, der solidarischen
Ökonomie und der partizipativen De-
mokratie zurückzudrängen und zu
überwinden.

Und schließlich, das kommt weiter
erschwerend hinzu, kann das Subjekt
einer solchen Entwicklung nur in je-
dem Einzelnen von uns, als einem be-
wusst aktiven Teil der Gesellschaft im
Gegensatz zu ihr begründet werden.
Ein aktiver Teil darf bzw. muss
� sich nicht mehr von blinden Markt-
kräften und kapitalistischen Gewalt-
verhältnissen treiben lassen.
� nicht mehr freiwillig das politische
und gesellschaftliche Handeln den
wirtschaftlich Stärksten überlassen,
� sich als freie Assoziation freier Bür-
ger organisieren,
� es verstehen lernen, seine Produkti-
onsweise, Lebensformen und Lebens-
notwendigkeiten innerhalb der na-
turräumlich vorhandenen Grenzen
frei auszuhandeln.

Davon sind wir noch sehr weit ent-
fernt. Das macht auch die Schwierig-
keit aus, einen solchen Emanzipa-
tionsprozess im Detail näher zu be-
schreiben. Er wird sich erst in seiner
Entstehung und Entfaltung näher
beschreiben lassen. Die im Papier an-
schließend entwickelten Umrisse
müssen genügen. Auch die dort for-
mulierten Detailziele können nur Bei-
spielcharakter haben.
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Nachfolgender Forderungskatalog
versucht, die oben genannten Zielset-
zungen und Maßstäbe in ein politi-
sches Handlungsprogramm, in eine
Agenda für eine nachhaltige, kommu-
nale Bau- und Wohnbautätigkeit um-
zusetzen. Ohne Zweifel betreten wir
damit politisches Neuland, weshalb
Vieles offen bleiben wird, bzw. wegen
des demokratischen Charakters eines
solchen Prozesses offen bleiben muss.

Solang uns nur rudimentäre Kennt-
nisse über die Dimensionen, Potenzia-
le, Grenzen und der Wirkgesetze der
Ökosysteme im Raum Stuttgart vor-
liegen, können sich solche Vorschläge
und Forderungen ohnehin nur im Be-
reich der Vorsorge, des Einsparens und
Vermeidens, der Begrenzung, des Ver-
zichtens und des Unterlassens bewe-
gen. Trotzdem wäre sicher schon viel
gewonnen, wenn es in Stuttgart gelän-
ge, vom Fetisch Wachstum zur einfa-
chen Reproduktion zu kommen, für ei-
ne Übergangszeit höchstens ein linea-
res, keinesfalls aber ein weiter expo-
nenzielles Wachstum zu akzeptieren.

Wohnungsbau / Soziale Stadt / Soli-
darische Stadt
Der Wohnungsbau ist einer der Kern-
punkte kommunaler Daseinsfürsorge
und somit etwas wesentlich Anderes
als ein von der Kommune für wirt-
schaftliche Interessen vorzuhaltender
„weicher Standortfaktor“ oder ein

Kapitel 8
Was tun? Unser Handlungs-
programm (Ansätze dazu)



zung von leer stehenden Büro- und
Verwaltungsgebäuden zu Wohnungs-
zwecken.
� Wesentlich ausgeweitet werden
müssen die bestehenden Förderpro-
gramme zur energetischen und sa-
nitären Ertüchtigung der Altbau-
substanz (der städtischen und der
privaten), sowie zum Auf- und Aus-
bau dezentraler regenerativer, solarer
Energieversorgungsformen.
� Natürlich bedarf es auch eines zu-
sätzlichen Förderprogramms zur
Schaffung von ausreichenden Woh-
nungsgrößen (pro Person ein Zimmer)
sowie eines lebenswerten Wohnumfel-
des.
� Nicht zuletzt und ganz dringend
braucht es aber auch ein kommunales
Sofortprogramm für alle Wohnungs-
suchenden entsprechend der städti-
schen Vormerkdatei.
� Auch die Förderungsmaßnahmen
selbst sind umzuorientieren: Statt Zins-
subventionen an private Bauherren di-
rekte Zuweisungen, vorrangig an Or-
ganisationsformen der solidarischen
Ökonomie wie Baugenossenschaften,
Selbsthilfeprojekte, Selbsthilfefonds
oder Bauherrengemeinschaften.
� Ziel ist der Auf- und Ausbau eines
gemeinwirtschaftlichen, aus dem städ-
tischen Haushalt (a fond perdu) finan-
zierten Wohnungsbaus, d.h. die Ware
Wohnung wird zu einer kommunalen
Dienstleistung.
� Gleichzeitig ist darauf zu achten,
dass überall, wo fördernd eingegriffen
wird, eine soziale Mischung und ein
lebendiges Nebeneinander von Woh-
nen und Arbeiten entstehen. Sozial

für Investoren interessantes Speku-
lationsfeld. Wir brauchen ein Men-
schenrecht auf eine „würdige“ Wohn-
raumversorgung, realisiert über einen
nachhaltigen Entwicklungsweg. Das
s.g. Marktinteresse an einer Ware Woh-
nung löst diesen Anspruch, wie alle
Erfahrung zeigt, weniger denn je ein.

Schlussfolgerungen daraus:
� Die Stadt verkauft keinen kommu-
nalen Wohnungs- und Grundbesitz
mehr. Sie setzt sich dafür ein, dass die-
se Art von Privatisierung öffentlichen
Eigentums auch im Land und im
Bund umgehend beendet wird.
� Der städtische Grundstücksbesitz
(Bodenfonds) wird aufgestockt, um
wieder regulierend und bodenpreis-
dämpfend tätig werden zu können.
Das sog. „Nachhaltige Bodenmanage-
ment“ wird vorrangig in diesem Sinne
angewandt.
� Das städtische Erbbaurecht wird
wieder eingesetzt.
� Die Instrumente gegen Wohnraum-
zweckentfremdung und der Erhal-
tungssatzung werden wieder ange-
wandt.
� Das Instrument der „Städtebau-
lichen Entwicklungsmaßnahme“ (Tü-
binger Modell ) findet endlich auch in
Stuttgart seine Anwendung.
� Alle Bebauungspläne, auch die im
Bestand, zielen auf einen Mindest-
wohnanteil von mehr als fünfzig Pro-
zent.
� Die öffentliche / städtische Wohn-
bauförderung wird umorientiert, vom
Neubau vorrangig auf den Bestand
und auf die Förderung der Umnut-
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klassifizierende reine Wohnprojekte
werden aufgegeben.
� Unabdingbar – neben aller städti-
scher Hilfestellung – ist ferner die
Durchsetzung partizipativer demo-
kratischer Planungs- und Entschei-
dungsrechte – für alle vorhandenen
und zukünftigen Nutzer bei allen öf-
fentlichen stadt- und wohnungsbau-
politischen Entwicklungsmaßnahmen.
� Auch müssen ausreichende Selbst-
verwaltungsrechte beim Erhalt und
der Reproduktion bestehender Bau-
substanz eingeräumt werden.
� Letztendlich bedarf es auch der
Durchsetzung einer eindeutigen ge-
setzlichen Regelung, die das Leerste-
henlassen privaten Wohnungs- und
Hausbesitzes untersagt und mit dem
Verlust der privaten Eigentumsrechte,
die dann an die Kommune fallen,
sanktioniert (Eigentum verpflichtet).

Nachhaltiges und solares Bauen und
Wohnen
Das Bauen der Zukunft darf sich we-
der an der technischen Machbarkeit,
noch an den Forderungen des Bau-
und Wohnungsmarktes und noch we-
niger an dem Wunsch von Investoren
orientieren, sondern muss sich an sei-
nem Beitrag zur Daseinsfürsorge und
der Minimierung des Umweltver-
brauchs messen lassen. Das heißt, dass
die Beständigkeit, die Wiederverwert-
barkeit, die flexible Nutzung von Bau-
werken, deren Materialbeschaffenheit,
deren Material- und Ressourcenver-
brauch während des Bauprozesses
und deren Nutzung (Bewirtschaftung)
und Erhalt im Vordergrund stehen.
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Daraus folgt:
� Alle städtische bzw. öffentlich geför-
derte Bautätigkeit hat prinzipiell ma-
terial- und ressourcensparend sowie
energieneutral und schadstofffrei auf
der Grundlage von Stoff- und Energie-
bilanzen zu erfolgen.
� Alle städtische bzw. öffentlich geför-
derte Um- und Neubautätigkeit hat
nach den Kriterien des solaren Bauens
(aktiv und passiv), mindestens nach
denen des Passivhausstandards zu er-
folgen. Diese Anforderung ist in den
Bebauungsplänen festzuschreiben.
� Ferner ist in Zukunft jegliche
Bautätigkeit und Baubewirtschaftung
an deren aktivem Beitrag beim Abbau
von Schadstoffbelastungen (Fein-
staub, CO2), sowie bei der Minimie-
rung der Wasserverschmutzung, des
Wasserverbrauchs und bei der Abfall-
vermeidung zu messen.
� Dieser Anspruch wird eingelöst
durch den Ausbau dezentraler regene-
rativer, solarer Energieformen in und
am Bauwerk mit deren Vernetzung im
Stadtteil, durch Baustoffrecycling und
Abfallvermeidung im Bau- und Nut-
zungsprozess, durch Regenwassernut-
zung und Retention (Rückhaltung) im
Wohnumfeld.
� Dies wird jedoch nicht ausreichen.
Es bedarf auch einer organischen Ein-
bindung des gesamten Bau- und Bau-
nutzungsprozesses in räumlich kom-
pakte, die regionalen Roh-, Baustoff-,
Material-, Energie- und Arbeitskraft-
potenziale nicht überfordernde Stoff-
kreisläufe. Die regionale Wirtschaft,
auch alle Formen der solidarischen
Ökonomie und der vertikalen Soziali-
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sierung (innergemeinwirtschaftliche
Kreisläufe), sind hierfür besonders
prädestiniert, z.B. auch die Form der
Selbsthilfe und des Selbstbaus.
� Großprojekte der Kommerz- und
Geldwirtschaft, die großmaßstäbliche
Umnutzung der Innenstädte mit dem
ausschließlichen Ziel der Gewinn- und
Profitmaximierung als Schau-, Kauf-,
Wohn- und Hotelstandorte (Citybil-
dung), der Massenwohnungsbau und
nicht zuletzt Verkehrsbauten wie Stutt-
gart 21, stehen diesen Zielen konträr
entgegen. Sie führen zu hohen Stoff-,
Material- und Energieumsätzen, mehr
Schadstoffausstoß und Umweltbela-
stung (und sei es nur durch den zu-
sätzlich ausgelösten Verkehr), mehr
Energieverbrauch und Bodenversiege-
lung und schlussendlich also mehr
Umweltverbrauch. Es ist außerdem
keine auf Nachhaltigkeit gerichtete
Denkweise, immer nur das singuläre
Bauwerk und nicht auch seinen Zu-
sammenhang und seine ökologische
Wirkung im Stadtgefüge, im Umwelt-
raum, in der Zeit zu sehen und zu
berücksichtigen. (Verkehraufkommen,
Boden- und Wasserverbrauch, Wärme-
stress, historische Dimension usw.).

Nachhaltige Stadt- und Raumstruktur
Eine nachhaltige Entwicklung der
Stadt- und Raumstruktur ist ohne eine
Orientierung am Maß und der Art der
örtlichen Ökosysteme nicht denkbar.
Diese sind, soviel wir wissen, topogra-
fisch und geografisch regional be-
grenzt. Der regionale Raumbezug, der
natürlich noch genauer zu definieren
ist, sowie die Orientierung an einer

regionalen Entwicklungsperspektive
sind daher die Ausgangspunkte.

Die raumordungspolitische Leit-
vorstellung der Metropolenregion, der
auch unsere Stadtpolitik frönt, die da-
mit verbundene Vorstellung des Auf-
und Ausbaus und der Vernetzung mit
anderen Metropolenregionen Europas
über Entwicklungsachsen, entlang de-
rer sich die zukünftige Entwicklung
konzentrieren soll, in Verbindung mit
schnellen Verkehrsystemen, führt zu
größeren Einzugsbereichen für Waren
und Arbeitskräfte. Darüber hinaus
entsteht eine größere bauliche und
verkehrliche Konzentration (bessere
Ausnutzung im betriebswirtschaftli-
chen Sinne) in den Knotenpunkten
(Citybildung), die Verstärkung einer
monostrukturierten Bau- und Nut-
zungsstruktur. Und nicht zuletzt führt
die Leitvorstellung der Metropolenre-
gion zu mehr Umweltverbrauch mit
den bekannten ökologischen Be- und
Überlastungen, die die regionalen
Grenzen und Potenziale überfordern.

Es ist nur eine Frage der Zeit, bis es
dadurch zu einem völligen Erliegen
der Selbstregenerierfähigkeit der be-
troffenen Umwelt- und Naturräume
kommt. Genau dies zu vermeiden ist
Ziel einer nachhaltigen Entwicklung!

Schlussfolgerungen daraus:
� Nicht die Metropolenregion im obi-
gen Sinne, sondern die Region Stutt-
gart als solche ist als räumlicher Pla-
nungs-, Handlungs- und Entwick-
lungsrahmen anzunehmen.
� Ein Verzicht auf die Raumord-
nungsperspektive Metropolenregion



allein genügt allerdings nicht, weitere
Schritte müssen folgen:
� Keine weitere Zentralisierung, kein
weiterer Ausbau überregionaler Infra-
strukturen (Verkehrsnetze, Gateway-
funktionen), die Zielsetzung des Ab-
baus von Überfunktionen und Mono-
strukturen (vor allem in der City und
cityähnlichen Lagen), sowie die Auf-
gabe aller in diese falsche Richtung
zielenden Absichten. Dazu gehören
auch die kürzlich veröffentlichten
Leitziele der Stadt Stuttgart zur Innen-
stadtentwicklung, die, trotz gegentei-
ligem Wortgeklingel, beim näheren
Hinsehen keinerlei konkretes Gegen-
steuern erkennen lassen)
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� Keine Konkurrenz um weitere Ein-
wohner, Investoren, Einkaufs- und
Wirtschaftsfunktionen.
� Außerdem ist mit der weiteren
Flächeninanspruchnahme für Sied-
lungszwecke in Stuttgart Schluss zu
machen (derzeit liegt diese bei über
50 % der Gemarkungsfläche). Das
heißt: Keine weitere Ausweisung
neuer Baugebiete.
� Ernst gemacht wird mit der an-
gekündigten Innen- statt Außenent-
wicklung. Eine notwendige bauliche
Entwicklung findet also in Zukunft im
Bestand sowie durch den Abbau von
baulichen Monostrukturen und durch
Umnutzungen statt. Und nur dort,

Energetische Sanierung der Bauherrengemeinschaft „Schnapsfabrik“ in Stuttgart
Süd, Heusteigviertel. Mix aus Eigentums- und Sozialwohnungen, Energieversorgung
durch eigenes Blockheizkraftwerk und Wärmepumpe. Foto: Michael Weiß



� Es wird deshalb nicht ausbleiben,
dass sich vielfältige stadtteil- oder
projektbezogene „Runde Tische“, Bür-
gerinitiativen, Gesprächs- und Ent-
scheidungsforen außerhalb des Par-
teien- und Verwaltungsklüngels bil-
den müssen, von der Politik gewollt,
unterstützt und gefördert. �
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wo dies klimatisch unbedenklich ist,
auch auf Restflächen. Ansonsten wer-
den diese zur Verbesserung des Klein-
klimas, zum Abbau von Wärmestress
und – wo möglich – zur Regenwasser-
versickerung in Anspruch genommen.
� Letztlich ist eine Stadt- und Raum-
struktur anzustreben, die die natur-
räumliche Reproduktion erhält und
stärkt und bei der die Flächenbean-
spruchung für Siedlungs- und Bau-
tätigkeit, also des gebauten Raums, in
Wechselwirkung zu den Ausgleichs-
funktionen des nicht gebauten Umge-
bungsraums und dessen Nutzungen
entwickelt wird.
� Dieser Ansatz ist auch für die Ent-
wicklung der historischen Bestands-
stadtteile unverzichtbar, um diese als
Wohnstandort lebens- und funktions-
fähig zu erhalten. Damit verbunden
können die bereits genannten städti-
schen Steuerungsinstrumente im Ei-
gentums-, Boden- und Planungsrecht,
verknüpft mit Maßnahmen zur Ver-
kehrsberuhigung (flächiges Tempo 30,
autofreie Zonen, Parkplatzrestriktio-
nen und Durchfahrtsverbote) und zur
Verbesserung der Netzdichte und Fre-
quenz des öffentlichen Nahverkehrs,
eine zusätzliche Steuerungswirkung
in gleicher Richtung entfalten.
� Für unverzichtbar halten wir heute
noch nicht vorhandene partizipative
Entscheidungs- und Gestaltungsrech-
te (also nicht nur Informationsrechte)
bei allen anstehenden raumordnungs-
politisch relevanten Entscheidungen,
beginnend bei der Formulierung der
Aufgabenstellung bis hin zur Planung
und Realisierung.
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Von Jahr zu Jahr
steigen in Stutt-

gart die Mieten, die
Stadt kommt beim
Bau der nötigen So-
zialwohnungen nicht
mehr hinterher und
die Fälle in der Not-
fallkartei werden auch
nicht weniger. Heute
fehlen immer noch
über 3000 Wohnungen
für sozial Schwache
in unsere Stadt. Aber
auch für junge Fami-
lien mit Kindern wird
bezahlbarer Wohnraum immer knapper. Diesem Bedarf an neuem Wohnraum
steht auf der anderen Seite die Erkenntnis gegenüber, dass es in Stuttgart seit
Jahren nicht gelingt, den Flächenverbrauch zu stoppen. Immer wieder werden
für das Mikroklima wertvolle Flächen zusätzlich neu versiegelt und sogar
Frischluftschneisen sind nicht mehr tabu.

So scheint mir Stuttgart geradezu ein Paradebeispiel dafür zu sein, dass der
Markt alleine nicht in der Lage ist, das Menschenrecht auf einen würdigen
Wohnraum für alle sicherzustellen. Besonders aber, wenn es um den Erhalt un-
sere natürlichen Lebensgrundlagen geht, kennt der Markt keine Grenzen seines
Wachstums und Umweltverbrauchs.

Utz Rockenbauch verortet im vorliegenden Text das Wohnen genau in die-
sem Spannungsfeld von sozioökonomischen und naturräumlichen Wechsel-
beziehungen. So wird klar, dass zur Lösung der Wohnungsfrage in Stuttgart
kein simpler Forderungskatalog ausreichen wird, sondern dass am Ende eine
Diskussion darüber entstehen muss, wie wir in Zukunft in unseren naturräum-
lichen Gegebenheiten menschenwürdig Leben und Produzieren wollen.

Da diese Diskussion nur innerhalb eines offenen, demokratischen Prozesses
aller Sinn macht, lässt sich die Antwort heute nicht vorgeben. Trotz aller Un-
gewissheit lassen sich aber schon heute die wesentlichen Orientierungspunkte
einer zukunftsfähigen Entwicklung in Stuttgart beschreiben. Genau darum
geht es. Viel Spaß! Hannes Rockenbauch, Stadtrat (SÖS)

SÖS-Stadtrat Hannes Rockenbauch spricht auf der Kund-
gebung am 24. 04. 2008 auf dem Stuttgarter Marktplatz
zu den BürgerInnen. Foto: Peter Gierhardt

Stuttgart Ökologisch Sozial im Rathaus
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